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Abschrift 

 

Satzung des Vereins „Ambulanter Hospizdienst Witten – Hattingen“ e.V. 

 

Präambel 

 

„Jedes, auch das zu Ende gehende Leben, hat Zukunft und Hoffnung, Würde und Sinn.“ 

 

Auf der Grundlage christlicher Lebenswerte engagieren sich Menschen unterschiedlicher religiöser 

und weltanschaulicher Ansichten in dem Verein „Ambulanter Hospizdienst Witten – Hattingen“ e.V. 

mit dem Ziel, Sterben als menschenwürdiges Leben bis zum Tod zu ermöglichen. 

 

 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 

1. Der Verein führt den Namen „Ambulanter Hospizdienst Witten – Hattingen“ e.V. 

 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Witten. Er besteht aus den Regionalgruppen Witten und 

Hattingen.  

 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Vereinszweck 

 

1. Zweck des Vereins ist die Begleitung sterbender und schwer kranker Menschen, ihrer 

Angehörigen und ihres Umfelds und die Trauerbegleitung, unabhängig von der Abstammung, 

der Rasse, der Sprache, der Herkunft, des Glaubens sowie der religiösen und politischen 

Weltanschauungen der Betroffenen. 

 

2. Der Zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch 

 

a) das Angebot einer ambulanten Begleitung der Betroffenen, ihrer Angehörigen  und ihrem 

Umfeld in Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und Diensten der ambulanten Pflege 

und der Palliativmedizin, Ärzten, ambulanten Pflegeeinrichtungen, sozialen Diensten, 

Seelsorgern, Krankenhäusern, stationären Hospizen sowie Altenheimen 

b) Unterstützung der Zu- und Angehörigen und der Hinterbliebenen 

c) Ausbildung und Begleitung ehrenamtlicher Hospizhelfer/innen  

d) Zusammenarbeit mit anderen Bildungsträgern und mit allen Personen und Institutionen, die 

mit Sterbenden und Trauernden zu tun haben. Wichtiger Bestandteil ist die Kooperation in 

palliativen Netzwerken.  

e) Öffentlichkeitsarbeit zu einem offenen Umgang mit den Lebensthemen Sterben, Tod und 

Trauer. 

 

 Der Erfüllung des Vereinszwecks dienen auch Spenden, Fördermitte, sonstige Zuwendungen 

und Einnahmen sowie Zuschüsse der öffentlichen Hand oder caritativer und kirchlicher 

Organisationen. 
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§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke i.S. 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordung. 

 

2. Der Verein und seine Mitglieder sind selbstlos tätig, sie verfolgen keine eigenwirtschaftlichen 

Zwecke. 

 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Vereinsmitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ihrem 

Ausscheiden aus dem Verein weder eingezahlte Beiträge zurück noch haben sie irgendeinen 

Anspruch auf das Vereinsvermögen. Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig, 

es sei denn, es handelt sich um hauptamtliche Beschäftigte des Vereins. Es werden lediglich 

Auslagen erstattet. 

 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

1. Mitglied des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen werden, die die Ziele 

des Vereins bejahen. 

 

2. Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag erforderlich, der beim 

Vorstand einzureichen ist. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme. 

 

3. Jedes Mitglied hat den von der Mitgliederversammlung festgelegten Jahresbeitrag zu leisten. 

Eine Ermäßigung oder Erlassung des Jahresbeitrages kann beim Vorstand beantragt werden. 

Der Mitgliedsbeitrag ist im Beitragsjahr einen Monat nach Bestätigung des Beitritts, in den 

Folgejahren jeweils zum 30.06. fällig. 

 

4. Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können von der 

Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Eine Ehrenmitgliedschaft ist 

beitragsfrei. 

 

5. Wird ein Aufnahmeantrag abgelehnt, so kann innerhalb eines Monats nach Zugang der 

schriftlichen Ablehnung Beschwerde eingelegt werden. Die Beschwerde ist schriftlich zu 

erklären und an den Vereinsvorstand zu richten. Die nächste Mitgliederversammlung 

entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit über die Beschwerde abschließend.  

 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

 1. Die Mitgliedschaft endet 

 a) mit dem Tode des Mitglieds bzw. der Auflösung der juristischen Person, 

 b) durch Austritt oder 

 c) durch Ausschluss aus dem Verein. 
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2. Der Austritt ist jederzeit möglich und schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Bereits 

entrichtete Mitgliedsbeiträge werden nicht zurückerstattet. 

 

3. Über den Ausschluss eines Mitglieds entscheidet der Vorstand  

a) wenn das Mitglied mit seiner Beitragszahlung trotz zweimaliger Erinnerung mehr als ein Jahr 

im Rückstand ist  

b) wenn ein Mitglied vorsätzlich und erheblich gegen die Grundsätze der Hospizarbeit 

verstoßen hat.  

 

 Gegen die schriftlich zu erklärende Ausschließungsentscheidung des Vorstands kann das 

Mitglied Beschwerde einlegen. Die Beschwerde ist schriftlich zu erklären und an den 

Vereinsvorstand zu richten. Die nächste Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher 

Stimmenmehrheit über die Beschwerde abschließend.  

 

 

§ 6 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind 

 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand  

 

 

§ 7 Mitgliederversammlung 

 

1. Es ist mindestens einmal im Jahr eine Mitgliederversammlung einzuberufen. Jede 

Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied des Vorstands geleitet. Ist kein Mitglied des 

Vorstands anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Der Versammlungsleiter 

bestimmt den Protokollführer. 

 

2. Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt in Textform mindestens zwei 

Wochen vor dem Versammlungstermin durch den Vorstand. Mit der Einberufung ist gleichzeitig 

die Tagesordnung bekannt zu geben. 

 

3. Anträge zur Tagesordnung können von allen stimmberechtigten Mitgliedern in Textform gestellt 

werden. Die Anträge sind zu begründen und müssen dem geschäftsführenden Vorstand 

spätestens am 7 Tage vor der Versammlung unter Angabe des Namens zugehen. Verspätet 

eingegangene Anträge können grundsätzlich nicht berücksichtigt werden.  

 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann vom Vorstand jederzeit einberufen 

werden. Sie muss einberufen werden, wenn dies von mindestens einem Viertel der Mitglieder 

schriftlich und unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragt wird.  

Die Einberufung der außerordentlichen Mitgliederversammlung hat dann innerhalb von 3 

Monaten zu erfolgen. In der Einladung müssen alle Gründe, die seitens der Mitglieder für die 

Durchführung der außerordentlichen Mitgliederversammlung genannt worden sind, in ihrem 

wesentlichen Inhalt wiedergegeben werden. 
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5. Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer 

b) Entlastung des Vorstandes 

c) Wahl und Abwahl der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer 

d) Festsetzung der Beiträge und Beschlussfassung über den Etatplan 

e) Beschlussfassung über eingegangene Anträge 

f) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins 

 

6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. 

 

7. Sie entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen. Stimmenthaltungen werden als ungültige Stimmen gewertet und nicht mitgezählt. Bei 

Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

Änderungen der Satzung oder des Vereinszwecks können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der 

abgegebenen Stimmen beschlossen werden.  

Satzungsänderungen aufgrund von Auflagen des Registergerichts oder anderer Behörden 

sowie redaktionelle Änderungen können vom geschäftsführenden Vorstand beschlossen 

werden. 

Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Eine geheime Abstimmung ist durchzuführen, 

wenn dies von mindestens einem der anwesenden Stimmberechtigten verlangt wird. 

 

8. Jedes anwesende Mitglied ist in der Mitgliederversammlung stimmberechtigt. Wählbar zum 

Vorstand ist es mit Vollendung des 18. Lebensjahres. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine 

Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt 

werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein 

Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 

 

9. Über Mitgliederversammlungen ist ein Protokoll zu fertigen, das vom Versammlungsleiter und 

vom Protokollführer zu unterzeichnen ist.  

 

 

§ 8 Vorstand 

 

1. Der Vorstand besteht aus vier Personen, nämlich dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden, 

dem Schatzmeister und dem Schriftführer. 

 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstands, darunter 

der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, vertreten. 

 

2. Die Mitglieder des Vorstands gem. § 10 der Satzung werden einzeln durch die 

Mitgliederversammlung für 3 Jahre gewählt. Wählbar sind nur Mitglieder des Vereins. 

Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich 

keine absolute Mehrheit, so erfolgt eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern, die die 

meisten Stimmen erhalten haben. Gewählt ist dann, wer die größte Stimmenzahl erhält. Bei 

gleicher Stimmenzahl entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 



 5 

3. Die Mitglieder des Vorstands bleiben bis zur satzungsgemäßen Neuwahl im Amt, gleichgültig, 

ob diese Wahl mehr oder weniger als 3 Jahre nach Beginn der Amtszeit stattfindet. 

 

4. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so bestellt der Vorstand einen 

Nachfolger, der das Amt kommissarisch bis zur nächsten Mitgliederversammlung führt. Die 

nächste Mitgliederversammlung wählt einen Vertreter bis zur nächsten turnusgemäßen 

Neuwahl. 

Sollte ein Vorstandsamt nicht anderweitig besetzt werden können, so kann ein 

Vorstandsmitglied ein zweites Amt ausüben. 

 

5. Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht 

durch Satzung oder Ordnungen einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 

Der Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf aufgabenbezogen für einzelne Projekte oder befristet 

besondere Vertreter nach § 30 BGB zu bestellen und diesen die damit verbundene Vertretung 

und Geschäftsführung zu übertragen. 

Er kann ferner für bestimmte Aufgaben Ausschüsse bilden, Aufgaben delegieren und 

Ordnungen erlassen. Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung.  

Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands können an allen Sitzungen der Organe und 

Abteilungen teilnehmen. 

 

6. Die Mitglieder des Vorstands nehmen ihre Aufgaben grundsätzlich ehrenamtlich wahr. Bei 

Bedarf können Vereinsämter unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 

Haushaltslage auch im Rahmen einer entgeltlichen Tätigkeit oder im Rahmen einer 

Aufwandsentschädigung (z.B. i.S.d. § 3 Nr. 26a EStG) ausgeübt werden. Über die erforderliche 

Anstellung und weitere Entscheidungen im Rahmen der entgeltlichen Vereinstätigkeit 

entscheidet der erweiterte Vorstand. 

 

Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins, die im Auftrag des Vereins 

handeln, einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die 

ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz 

kann grundsätzlich nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner Entstehung geltend 

gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen 

Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 

 

§ 9 Beschlussfassung des Vorstandes 

 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 1. 

Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, schriftlich, fernmündlich oder durch 

Telefax einberufen werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. 

Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens 2 Vorstandsmitglieder, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, anwesend 

sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung 

leitet der 1. Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Von der Vorstandssitzung ist 

eine Niederschrift zu fertigen, die Ort und Zeit, den Namen der Teilnehmer, die gefassten 

Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten soll. Die Niederschrift ist vom 

Versammlungsleiter zu unterschreiben. 
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Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle 

Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der beschließenden Regelung erklären. 

 

 

§ 10 Datenschutz 

 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben 

der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 

(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder 

im Verein verarbeitet. 

 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 

Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

 

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 

- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 

- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 

- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 

- das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 

 

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 

Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu 

machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben 

genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 

4. Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung 

und dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der geschäftsführende Vorstand einen 

Datenschutzbeauftragten.“ 

 

 

§ 11 Kassenprüfer 

 

Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer und einen Ersatzkassenprüfer, die nicht dem 

Vorstand angehören dürfen. Sie prüfen mindestens einmal jährlich die Kasse des Vereins.  

Die Kassenprüfer erstatten auf der Mitgliederversammlung Bericht und beantragen bei 

ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes. 

Die Amtszeit beträgt 2 Jahre wobei jeweils einer der beiden im geraden und der zweite im 

ungeraden Kalenderjahr gewählt wird. Direkte Wiederwahl ist 1 x zulässig. 

 

 

§ 12 Auflösung des Vereins 

 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Voraussetzung ist, dass 3/4 der abgegebenen 

Stimmen zustimmen. 

Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind 2 Mitglieder des Vorstands 

gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
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Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder nach Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt 

das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vereinsvermögen an die Stadt Witten, die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, und zwar zur Förderung des Sports, zu 

verwenden hat.  

Im Falle einer Fusion des Vereins mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach 

Vereinsauflösung an den neu entstehenden, steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den 

aufnehmenden steuerbegünstigten Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für 

gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.  

 

Beschlüsse hierüber dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden. 

 

 

Datum 

 

Unterschriften 

 


	

